Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1144 


Sachgebiet 7 


Große Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Wirtschafts- und Konjunkturpolitik 


Zur Verabschiedung der steuerlichen Konjunkturmaßnahmen 
hatte Bundeswirtschaftsminister Prof. Dr. Schiller vor dem 
Deutschen Bundestag am 10. Juli erklärt: 

„Die Bundesregierung ist überzeugt, daß es der Wirtschaft der 
Bundesrepublik mit diesem Programm erleichtert wird, auf den 
Pfad zu gelangen, auf dem sie 1971 ihr Wachstum bei voller 
Ausnutzung aller Ressourcen, aber ohne schädliche Überhit- 
zungen, fortsetzen kann. Das wird sich schon im weiteren Ab- 
lauf dieses Jahres 1970 zeigen." (Deutscher Bundestag, 62. Sit- 
zung, 10. Juli 1970.) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Wie beurteilt die Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung der neuesten Daten die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung im weiteren Verlauf des Jahres 1970? 

1. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Tatsache, daß 

— der Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte im 
Juli um 6,4 V. H., 

— der Preisindex der Investitionsgüter im Juli um 10,1 v. H., 

— der Preisindex für die Lebenshaltung im Juli um 3,9 v. H. 
und im August um 4,1 v. H. 

gegenüber dem Vorjahr angestiegen ist? 

Auf Grund welcher Ergebnisse und Beobachtungen schließt 
die Bundesregierung, daß sich eine Preisberuhigung abzeich- 
net und keine neue Preiswelle in Gang kommt? 
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2. Welche der angekündigten Auswirkungen der konjunktur- 
politischen Maßnahmen vom Juli 1970 lassen sich erkennen? 

a) Hält die Bundesregierung die Schätzungen über das Auf- 
kommen aus dem Konjunkturzuschlag zur Einkommen- 
und Körperschaftsteuer aufrecht? 

b) In welchem Umxfang sind in jüngster Zeit über das übliche 
Maß hinaus vermehrt Anträge auf Eintragungen von 
Lohnsteuerfreibeträgen bzw. auf Herabsetzung von Ein- 
kommen- oder Körperschaftsteuervorauszahlungen ge- 
stellt worden? 

c) In welchem Ausmaß wird sich die Einführung des Kon- 
junkturzuschlags zur Einkommen- und Körperschaft- 
steuer nach Auffassung der Bundesregierung im zweiten 
Halbjahr 1970 in einem Rückgang des privaten Ver- 
brauchs einerseits und in einer Reduzierung der privaten 
Ersparnis andererseits niederschlagen? 

d) Liegen der Bundesregierung Anhaltspunkte dafür vor, 
ob und in welchem Maße die Aussetzung der degressiven 
Abschreibung zu einem Rückgang der Nachfrage nach 
Investitionsgütern führt? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Entwicklung 
auf dem Geld- und Kapitalmarkt? 

a) Welche Daten kann die Bundesregierung über die Ent- 
wicklung der einzelnen Sparformen für das laufende Jahr 
(im Vergleich zu den entsprechenden Vorjahreszeit- 
räumen) vorlegen? 

b) Welche Konsequenzen will die Bundesregierung aus der 
Feststellung des Zentralen Kapitalmarktausschusses zie- 
hen, daß die zu starke Beanspruchung des Kapitalmarktes 
durch die öffentliche Hand eine allmähliche Senkung des 
deutschen Kapitalmarktzinses verhindere? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Konsequenzen 
der Hochzinspolitik für die kleineren und mittleren Un- 
ternehmen der deutschen Wirtschaft? 

d) Wie bewertet die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die Devisenzuflüsse aus dem Ausland in den ver- 
gangenen Monaten? 

4. Beabsichtigt die Bundesregierung — und gegebenenfalls 
wie — , in der Konzertierten Aktion darauf hinzuwirken, 
daß von einer neuen Lohnrunde in den nächsten Monaten 
keine weitere Verschärfung des wirtschaftlichen Ungleich- 
gewichts ausgeht? 

5. Trifft die Vermutung zu, daß die Bundesregierung deshalb 
zögert, die Sozialversicherungsträger zu einer antizyklischen 
Geldanlagepolitik zu bewegen, weil sie sich selbst die Mög- 
lichkeit offen halten möchte, den eigenen Kreditbedarf bei 
der Sozialversicherung zu decken, nachdem im Rahmen des 


2 



Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode Drucksa che YI /1 1 44 


Bundeshaushalts im ersten Halbjahr 1970 unverzinsliche 
Schatzanweisungen von 100 Millionen DM bei den Renten- 
versicherungsträgern untergebracht worden sind? 

6. a) Ist bei den Eckwerten der gesamtwirtschaftlichen Ent- 

wicklung für das Jahr 1970, die das Bundesministerium 
für Wirtschaft bei der letzten Sitzung der Konzertierten 
Aktion am 17. Juli vorgelegt hat, bereits berücksichtigt 
worden, daß die Ausgaben des Bundes im ersten Halb- 
jahr 1970 entgegen dem Versprechen der Regierung, die 
Ausgabensteigerung auf 4 v, H. zu begrenzen, um 
10,6 v. EI. über dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
und im Juli noch stärker (nach Abgrenzung der Deutschen 
Bundesbank | 25 v. H. gegenüber Juli 1969) angestiegen 
sind? 

b) Von welcher Steigerung der Ausgaben des Bundes und 
der Länder im besonderen und des öffentlichen Gesamt- 
haushalts insgesamt ist für das II. Elalbjahr 1970 im Rah- 
men der bei der Konzertierten Aktion am 17. Juli 1970 
vorgelegten Prognose ausgegangen worden? 

7. Wie schätzt die Bundesregierung die Steigerung der Aus- 
gaben für Sachinvestitionen zu konstanten Preisen (Basis 
1969) nach dem Bundeshaushaltsplan 1970 gegenüber den 
Ist- Ausgaben 1969, jeweils aufgegliedert nach den wichtig- 
sten Aufgabenbereichen? 


II. Wie beurteilt die Bundesregierung die gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung im Jahre 1971? 

1. Welchen Charakter mißt die Bundesregierung den in der 
Ausarbeitung des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
17. Juli 1970 für das Jahr 1971 vorgelegten gesamtwirt- 
schaftlichen Eckwerten bei? Kann die Bundesregierung näher 
die Voraussetzungen bezeichnen, die erfüllt sein müssen, 
um den „Weg einer optimalen Entwicklung hin zur Norma- 
lisierung'" erreichen zu können? 

2. Glaubt die Bundesregierung der Möglichkeit, daß „einem 
abermaligen Verfehlen der Zielsetzung relativer Preisstabi- 
lität im kommenden Jahr leicht eine Gefährdung der Voll- 
beschäftigung (im Jahre 1972) folgen" könnte, mit einem 
Haushaltsgebahren begegnen zu können, das eine Steige- 
rung der Ausgaben sowohl des Bundes wie auch der Länder 
und Gemeinden vorsieht, die weit über die von der Bundes- 
regierung genannte Zuwachsrate des nominalen Brutto- 
sozialprodukts hinausgeht? 

3. Hält die Bundesregierung es mit den Zielsetzungen des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes für vereinbar, daß die 
durch Kredite finanzierte öffentliche Nachfrage im Jahre 
1971 gegenüber 1970 um 8,6 Mrd. DM erhöht wird (vgl. 
Bulletin Nr. 120 vom 9. September 1970)? 
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IIL Welche Ziele für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
verfolgt die Bundesregierung bis zum Jahre 1974? 

1. Von welchen Annahmen geht die Bundesregierung aus 
hinsichtlich der Entwicklung 

a) des Bruttosozialprodukts in konstanten Preisen, 

b) der Preisrate des Bruttosozialprodukts, 

c) der Preisrate des Privaten Verbrauchs, 

d) der Zahl der abhängig Beschäftigten, 

e) der Bruttolohn- und -gehaltssumme, 

f) der Bruttolöhne und -gehälter je abhängig Beschäftigten, 

g) der Lohnsteuer, 

h) der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung? 

2. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, im Rahmen der 
mittelfristigen Zielprojektion bis zum Jahre 1974 den Anteil 
des Privaten Verbrauchs am Bruttosozialprodukt um IV 2 
Prozent und den Anteil des Außenbeitrags um V 2 Prozent 
zugunsten eines verstärkten Anteils des Staates am Brutto- 
sozialprodukt zurückzudrängen (Erklärung des Bundesmi- 
nisteriums für Wirtschaft auf einer Pressekonferenz am 
4. August 1970, vgl. „Die Welt" vom 5. August 1970), insbe- 
sondere im Hinblick auf mögliche Überwälzungsvorgänge? 

3. a) Glaubt die Bundesregierung, mit den von Bundesfinanz- 

minister Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller auf einem Presse- 
gespräch am 7. September 1970 dargelegten Maßnahmen 
zur Sparförderung eine Erhöhung der Sparquote von 
10,5 V. H. im ersten Quartal 1970 auf 12,7 v. H. im Jahre 
1974 (vgl. „Die Welt" vom 5. August 1970) erreichen zu 
können? 

b) Wie schätzt die Bundesregierung das Volumen der durch 
das 312-DM-Gesetz in den einzelnen Jahren seit dem 
Inkrafttreten geförderten Sparleistungen? Wie hoch 
schätzt die Bundesregierung das geförderte Sparvolumen 
auf Grund der Novellierung des 312-DM-Gesetzes für die 
einzelnen Jahre von 1970 bis 1974? Welchen Teil der 
Sparquote machen die Beträge in den vergangenen Jah- 
ren und bis 1974 aus? 

4. a) Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem Vorwurf der 

Deutschen Bundesbank, „daß eine derartige Ausweitung 
der öffentlichen Verschuldung" (wie im Finanzplan des 
Bundes 1970 bis 1974 und den Empfehlungen des Finanz- 
planungsrates vorgesehen ist) „weit über das hinausgeht, 
was bei inflationsfreiem Wachstum aus der laufenden 
Geldkapitalbildung, aus der diese Mittel aufzubringen 
wären, in einem Vierjahresabschnitt finanziert werden 
könnte" (Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, 
August 1970)? 
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b) Liegt den Kreditansätzen des Finanzplans des Bundes 

1970 bis 1974 und den Empfehlungen des Finanzplanungs- 
rates eine Geldvermögensrechnung zugrunde? Ist die 
Bundesregierung bereit, diese Geldvermögensrechnung 
zu veröffentlichen? 

5. Wie steht die Bundesregierung zu der vom Bundesministe- 
rium für Wirtschaft auf einer Pressekonferenz am 4. August 
1970 geäußerten Feststellung, „entweder zeichnet der Bürger 
mehr Anleihen oder er zahlt mehr Steuern'' (Generalanzei- 
ger vom 5. August 1970)? 

6. a) Beabsichtigt die Bundesregierung für bestimmte Steuern, 

die nach der derzeitigen gesetzlichen Regelung im Jahre 

1971 bzw. im Jahre 1972 auslaufen würden, eine Verlän- 
gerung der Geltungsdauer vorzunehmen? Ist bei der 
Steuerschätzung, die dem Finanzplan des Bundes 1970 
bis 1974 zugrundeliegt, bereits eine Verlängerung der 
Heizölsteuer vorgesehen? 

b) Sind zur Finanzierung des Finanzplanes 1970 bis 1974 
Einnahmeverbesserungen gegenüber dem geltenden 
Recht durch steuerliche Maßnahmen vorgesehen? Welche 
steuerlichen Maßnahmen sind vorgesehen? 

7. Für den Fall, daß die vom Bundesministerium für Wirtschaft 
am 4. August 1970 angedeutete Notwendigkeit einer Steuer- 
erhöhung unausweichlich sein sollte, um die im Finanzplan 
des Bundes 1970 bis 1974 und den Empfehlungen des Finanz- 
planungsrates zugrunde gelegten Ausgaben inflationsfrei 
finanzieren zu können: An die Erhöhung welcher Steuern 
und gegebenenfalls in welchem Ausmaß denkt die Bundes- 
regierung? 

8. Hält die Bundesregierung an der in der Regierungserklärung 
am 28, Oktober 1969 angekündigten Beibehaltung der 
Steuerlastquote des Jahres 1969 (rd. 24 v. H.) fest und wie 
glaubt sie dies sicherstellen zu können, insbesondere unter 
Berücksichtigung 

a) der Ausgabenansätze nach dem Finanzplan des Bundes 
1970 bis 1974, der Empfehlung des Finanzplanungsrates 
und der zusätzlich erkennbaren Haushaltsrisiken, 

b) der Steuerreform, 

c) der Steuerharmonisierung im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften? 
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IV. Sind die bisherigen Äußerungen der Bundesregierung 
als eine Absage an Möglichkeiten und Rechtsverpflich- 
tungen des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes für 
eine antizyklische Finanzpolitik der öffentlichen Hand 
{§§ 1 und 5 ff. StWG) und der Konzertierten Aktion 
(§ 3 StWG) zu verstehen? 


Bonn, den 15, September 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die Bundesregierung hat anläßlich der steuerlichen Konjunktur- 
maßnahmen vom 10. Juli dieses Jahres ihrer Überzeugung Aus- 
druck verliehen, daß mit diesen Maßnahmen die verlorenge- 
gangene Stabilität wieder zurückgewonnen werden könne und 
sich die positiven Wirkungen bereits im Herbst zeigen würden. 
Deshalb ist es an der Zeit, daß die Bundesregierung dem Par- 
lament klare Unterlagen über die bisher absehbaren Auswir- 
kungen der steuerlichen Konjunkturmaßnahmen und die von 
der Bundesregierung erwartete weitere wirtschaftliche Entwick- 
lung an die Hand gibt. 

Inzwischen sind nach den Berechnungen des Statistischen Bun- 
desamtes die Lebenshaltungskosten im Juli 1970 um 3,9 v. H. 
und im August 1970 um 4,1 v. H. über den Vorjahresstand hin- 
aus angestiegen. Bundeskanzler Brandt hatte am 4. Mai dieses 
Jahres eine Steigerungsrate der Lebenshaltungskosten um 
4 V. H. als eine besondere politische Marke bezeichnet. Er er- 
klärte damals: „Sollten sie (die Lebenshaltungskosten) über 
4 hinausgehen, dann wird's ernst" (BPA — Abt. Nachrichten, 
vom 4. Mai 1970 — Kommentarübersicht). 

Die Entscheidungen oder Unterlassungen der Bundesregierung 
und des Bundestages in den kommenden drei Monaten können 
von großer Bedeutung dafür sein, ob wir die Stabilität wieder- 
gewinnen oder uns auf eine sehr lange Periode der Inflationie- 
rung, zunehmender Wettbewerbsunfähigkeit und damit wach- 
sender Gefahren für die Arbeitsplätze einzustellen haben. Die 
widersprüchlichen Äußerungen von seiten der Regierung zur 
Konjunktur- und Finanzpolitik machen es unausweichlich, der 
Bundesregierung Gelegenheit zu geben, ihre Grund- und Aus- 
gangsposition hinsichtlich ihrer Konjunktur-, Haushalts- und 
Steuerpolitik klarzustellen. 

In den letzten Wochen ist die Besorgnis in der Bevölkerung 
über die weitere Entwicklung der Preise und des Geldwertes er- 
kennbar angewachsen. Viele unabhängige Stimmen aus Wissen- 
schaft, Wirtschaft, Sparkassen und Publizistik machen klar, daß 
vor allem das Haushaltsgebahren des Staates im Zusammen- 
hang mit der Entwicklung der Preise kritisch beurteilt wird. 
Widerspruchsvolle Äußerungen aus der Bundesregierung haben 
Unsicherheit über die künftige Bewertung des Stabilitätsgeset- 
zes durch das Kabinett, die geplanten steuerlichen Belastungen 
und die erwartete künftige Sparquote hervorgerufen. Dies wird 
vor allem im Vergleich von Stellungnahmen des Bundesfinanz- 
ministers mit der auf einer Pressekonferenz vom 4. August ver- 
teilten Ausarbeitung des Bundesministers für Wirtschaft vom 
17. Juli zur weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 1970/71 deut- 
lich, die in 11. 1. bis 3. der Großen Anfrage zitiert wird. 
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